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Text 

§ 38. 

(1) Die Berufung der Versammlung ist in der durch den Gesellschaftsvertrag bestimmten Form zu 
veröffentlichen, in Ermanglung einer solchen Festsetzung den einzelnen Gesellschaftern mittels 
rekommandierten Schreibens bekanntzugeben. Zwischen dem Tage der letzten Verlautbarung oder der Aufgabe 
der Sendung zur Post und dem Tage der Versammlung muß mindestens der Zeitraum von sieben Tagen liegen. 

(2) Der Zweck der Versammlung (Tagesordnung) ist bei der Berufung möglichst bestimmt zu bezeichnen. 
Bei beabsichtigten Änderungen des Gesellschaftsvertrages ist deren wesentlicher Inhalt anzugeben. 

(3) Gesellschafter, deren Stammeinlagen den zehnten Teil oder den im Gesellschaftsvertrage hiefür 
bestimmten geringeren Teil des Stammkapitals erreichen, haben das Recht, in einer von ihnen unterzeichneten 
Eingabe unter Anführung der Gründe zu verlangen, daß Gegenstände in die kundzumachende Tagesordnung der 
nächsten Generalversammlung aufgenommen werden, wenn sie dieses Begehren spätestens am dritten Tage nach 
dem im Absatze 1 bezeichneten Zeitpunkte geltend machen. 

(4) Ist die Versammlung nicht ordnungsgemäß berufen oder ein Gegenstand zur Beschlußfassung gestellt, 
dessen Verhandlung nicht wenigstens drei Tage vor der Versammlung in der für die Berufung vorgeschriebenen 
Weise angekündigt wurde, so können Beschlüsse nur gefaßt werden, wenn sämtliche Gesellschafter anwesend 
oder vertreten sind. Diese Voraussetzungen sind jedoch nicht erforderlich für den in einer Versammlung 
beantragten Beschluß auf Berufung einer neuerlichen Versammlung. 

(5) Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beschlußfassung bedarf es der Ankündigung 
nicht. 

(6) Zur Beschlußfähigkeit der Versammlung ist, insofern das Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag nichts 
anderes bestimmt, erforderlich, daß wenigstens der zehnte Teil des Stammkapitals vertreten ist. 

(7) Im Falle der Beschlußunfähigkeit einer Versammlung ist unter Hinweis auf deren Beschlußunfähigkeit 
eine zweite Versammlung zu berufen, die auf die Verhandlung der Gegenstände der früheren Versammlung 
beschränkt und, wenn der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt, ohne Rücksicht auf die Höhe des 
vertretenen Stammkapitals beschlußfähig ist. 


